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Verweis auf Buch Seite 35c, Impuls 2: Demokratie und Menschenrechte leben und lernen 

Titel Wissen über Demokratie und Menschenrchte 

Quelle Thomas Kirchschläger und Heidi Gehrig 

Kurzbeschrieb Die Datei fasst ausgewähltes, zentrales Wissen bezüglich Demokratie und Menschenrechte (Herkunft, Entstehung, 

Entwicklung, Kennzeichen und Merkmale,  Absichten usw.) zusammen und schliesst mit einem Text, der auf die 

Bedeutsamkeit des Zusammenspiels von Theorie und Praxis hinweist. 

 siehe auch Datei 33 Aktuelle Herausforderungen 

siehe auch Datei 35b Kinderrechte 

siehe auch Datei 36a Publikationen und Links 

 

http://www.iue.ch/
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Wissen über Menschenrechte und Demokratie 
(siehe auch Dateien 33, 35b und 36a) 

 

Die Anerkennung der angeborenen Würde und der gleichen und unveräußerlichen 

Rechte aller Mitglieder der Gemeinschaft der Menschen bildet die Grundlage von 

Freiheit, Gerechtigkeit und Frieden in der Welt.  
Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, Präambel 

 

Artikel 7 Menschenwürde: Die Würde des Menschen ist zu achten und zu schützen. 

Artikel 8 Rechtsgleichheit: Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich. 
Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft 

 

Die zentralen Anliegen der Demokratie und Menschenrechte als Lebensform und 

Gesellschaftsform sowie der Demokratie als Staatsform und der Menschenrechte als 

juristische Dimension im Rechtsstatt decken ein breites Verständnis von Demokratie 

und Menschenrechte ab (siehe Datei Seite 34).  

Diese Datei fokussiert die Demokratie als Staatsform und die Menschenrechte als 

juristische Dimension. 

 

Für das Wissen über Demokratie und Menschenrechte stellen sich z.B. Fragen wie 

▪ Wie sind Demokratie und Menschenrechte entstanden? 

▪ Was ist eine Demokratie und was sind Menschenrechte?  

▪ Welches sind ihre zentralen Elemente und Anliegen? 

▪ Welchen Inhalten, Absichten, Aufgaben verpflichten sie sich? 

▪ Wie sind sie institutionalisiert und verankert? 

 

Die folgenden Ausführungen thematisieren kurz die angesprochenen Fragen oder 

geben Anregungen und/oder Hinweise. Die Datei regt Lehrpersonen dazu an, sich 

über Demokratie und Menschenrechte zu informieren und das erworbene Wissen zu 

überprüfen, zu erweitern und in ihre Arbeit mit «Demokratie und Menschenrechte 

leben und lernen» einfliessen zu lassen. 

 

Demokratie und Menschenrechte müssen grundsätzlich immer wieder zusammen-

gedacht werden. Sie brauchen einander, prägen einander und sind auf einander 

angewiesen. Eine Demokratie, die nicht auf den Menschenrechten basiert, ist 

undenkbar und die Menschenrechte brauchen für ihre Unterstützung und Umsetzung 

demokratische Grundlagen. J. Manemann formuliert es treffend: 

Wer also in der Demokratie etwas verändern will, muss beide Ebenen beachten: 

Menschen werden nur besser, wenn auch die Gesellschaft, in der sie leben, besser 

wird. Und eine Gesellschaft wird nur dann besser, wenn auch die Menschen in ihr 

bessere Menschen werden. 1 

 

 
1 Jürgen Manemann (2019). Demokratie und Emotionen – Was ein demokratisches Wir von einem identitären 
Wir unterscheidet. Bielefeld: transcript Verlag. S. 7 
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Auch wenn Demokratie und Menschenrechte zusammengedacht werden müssen, 

werden sie hier getrennt thematisiert.  

 

Wissen über Demokratie 

Die Demokratie ist die anspruchsvollste Staatsform, sowohl für ihre Bürgerinnen und 

Bürger wie auch für die Regierenden. Die perfekte Staatsform gibt es nirgendwo auf 

der Welt. Trotz aller Mängel und berechtigter Kritik an der Demokratie gibt es bis 

heute keine andere Staatsform, die geeigneter ist, das Zusammenleben der 

Menschen zu regeln und immer wieder neu zu sichern. Die Stärke und die Kraft der 

Demokratie liegt nicht nur in ihrem Streben nach Verwirklichung ihrer Grundprin-

zipien, sondern vor allem in ihrer Verpflichtung, sich täglich sowohl für das 

Wohlbefinden des Einzelnen wie auch für das Gemeinwohl zu engagieren. Dabei 

muss sie sich immer wieder den sich verändernden Einflüssen im gesellschaftlichen, 

wirtschaftlichen und politischen Zusammenleben stellen. 

Um sich für die Demokratie zu engagieren muss man wissen, wann, wo und wie 

Demokratie entstanden ist, wie sie sich im Verlauf der Jahrhunderte entwickelt hat, 

was mit Demokratie gemeint ist und wie sie institutionalisiert und verankert ist.  

 

1. Herkunft, Entstehung und Entwicklung: Wann, wo und wie entstand die 

Demokratie? 

Die Demokratie hat ihren Ursprung in der Antike. Sie hat sich im Verlauf der 

Jahrhunderte verändert und entwickelt. Das Thema Demokratie muss deshalb im 

grossen Zeitraum von den Anfängen bis zur Moderne erkannt, erfasst und reflektiert 

werden.  

Ausgewählte Ausschnitte aus verschiedenen Zeitepochen geben einen Einblick in 

die Herkunft, Entstehung und Entwicklung demokratischer Ideen in Europa. Daraus 

ergeben sich mögliche Fragen, welche Reflexionen und Diskussionen mit Kindern 

und Jugendlichen aus dem Zyklus 2 und 3 anregen. Die Entwicklungen, 

Herausforderungen, Veränderungen usw. können immer wieder mit dem Ursprung 

demokratischer Ideen in der Antike verglichen werden. 

 

Antike: Griechenland und Römische Republik 

▪ Die Staatsform Demokratie (altgriechisch: Herrschaft des Staatsvolkes) wurzelt in 

der Antike. Zu Beginn gab es die Demokratie nur in Athen, später hat sie sich in 

Griechenland ausgebreitet.  

In der Römischen Republik bekamen die Ideen der Demokratie zusätzliche 

Bedeutung. Es kam zu Forderungen nach einer Mässigung der Macht und nach 

Kontrolle der politischen Institutionen, zu einer Demokratie welche die Kontrolle in 

der Gewaltenteilung zuliess und sich auf Gesetze stützte. 

o Welche demokratischen Prinzipien und Anliegen galten von Anfang an? 

o Wie unterschiedlich wurde Demokratie in der Antike in Griechenland (Aristoteles, 

Platon usw.) und in der Römischen Republik diskutiert? 

o Wie kamen demokratische Anliegen in der Römischen Republik zum Tragen? Wie 

demokratisch ausgerichtet war die Römische Rechtsprechung (Römisches Recht)? 

Weshalb kam es zu Sklavenaufständen und wie wirkten sich diese aus? 

▪ Nach dem Untergang des Römischen Reiches folgten unterschiedliche 

demokratische Tendenzen, religiöser und/oder politischer Natur. Das Bedürfnis nach 



 3 

flachen Hierarchien, Gleichberechtigung, Selbst- und Mittbestimmung prägten in 

unterschiedlichen Formen das gesellschaftliche Zusammenleben.  

o Wie zeigten sich diese demokratischen Anliegen in den Stadtrepubliken? 

o Wie zeigten sich diese demokratischen Anliegen in religiösen Gemeinschaften? 

o Welche Auswirkungen hatten die Forderungen der jeweiligen Interessengruppen? 

 

Reformation, Gegenreformation, Absolutismus 

▪ Die Forderungen der Reformatoren (Luther, Zwingli, Calvin usw.) brachten den 

demokratischen Anliegen neue Impulse. Die Umwälzungen richteten sich vor allem 

gegen die Hierarchie in der katholischen Kirche. 

o Welche zentralen Prozesse der Demokratisierung lösten die reformatorischen 

Forderungen aus? 

o Welche Auswirkungen hatten diese Forderungen auf die Bevölkerung (z.B. Adel, 

Kaufleute, Handwerker, Bauern, Leibeigene) und auf das Zusammenleben (z.B. 

Entwicklung von Stadtrepubliken)?  

o Welche zentralen Anliegen aus der Antike hatten weiterhin Bestand und wurden im 

Verlauf der Renaissance, wieder aufgenommen, reformiert oder erweitert? Wie zeigte 

sich das z.B. in den städtebaulichen Massnahmen (Sozialbauten, Spitäler, 

Handwerkersiedlungen usw.)  

▪ Die Zeit des Absolutismus verdrängte einerseits grundlegende demokratische 

Anliegen, brachte jedoch andererseits neue utopische Ideen des Zusammenlebens 

(Thomas Morus: Utopia, Tommaso Campanella: Der Sonnenstaat, usw.) hervor und 

löste z.B. die bürgerliche Bewegung in den Niederlanden aus. 

o Weshalb gelang es den Mächtigen, den hierarchischen Strukturen wieder mehr 

Raum zu geben. Welche Rolle spielte dabei die Gegenreformation? 

o Welche demokratischen Anliegen prägten die Gemeinschaftsentwürfe der Utopisten 

und die Bürgerbewegung in den Niederlanden. 

 

Aufklärung, Französische Revolution 

▪ Die Zeit der Aufklärung war geprägt von einem neuen Menschenbild (Selbstbe-

stimmung) und löste eine neue politische Ordnung aus. Die Menschen emanzipierten 

sich von ihren religiösen und gesellschaftlichen Bindungen und es gab Platz für neue 

Formen staatspolitischer Strukturen. John Locke verlangte die Aufteilung der Macht 

in Legislative und Exekutive. Montesquieu plädierte zusätzlich für die Judikative, 

denn Machtausübung führe zu Machtmissbrauch. Rousseau - er gilt als theoretischer 

Begründer der direkten Demokratie - forderte eine möglichst direkte Demokratie. 

o Wie zeigen sich das neue Menschenbild und demokratische Anliegen z.B. in den 

Schriften von Kant?  

o Wie bekamen die aktuellen Forderungen auf der politischen Ebene Platz 

(Gewaltentrennung)? Welche zentralen Anliegen aus der Antike wurden wieder 

aufgenommen, gaben dem Einzelnen mehr Bedeutung und prägten einzelne 

staatspolitische Strukturen (England, Holland, Amerika)?  

▪ Weil der Adel (1. Stand) und die Geistlichen (2. Stand) nicht bereit waren, ihre 

Privilegien (Befreiung von Steuern, Verpflichtung des 3. Standes zum Wehrdienst, 

usw.) aufzugeben, kam es in Frankreich zu einer grossen politischen Revolution. 

Bauern, Handwerker und Taglöhner (3. Stand) setzten sich mit Waffengewalt gegen 

die Privilegien der Adelsleute und Geistlichen erfolgreich zur Wehr und setzten eine 

Volksherrschaft um. Die Französische Revolution löste Forderungen nach einer 

Demokratie als Staatsform aus. Die Sitzordnung im neu zusammengesetzten 
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französischen Parlament führte zu den heute noch gültigen politischen 

Bezeichnungen von «links» und «rechts». 

o Welches waren die zentralen demokratischen Anliegen der Revolutionsführer? 

o Welche Anliegen konnten sie umsetzen? Fanden diese Umsetzungen in 

demokratischen Prozessen statt? Wie «demokratisch» war das Vorgehen der 

Volksherrschaft? 

 

Napoleons Nationalstaatsgedanken, Wiener Kongress 

▪ Mit dem französischen Kaiser Napoleon Bonaparte I trat ein Machthaber auf die 

politische Bühne, der einerseits demokratische Prinzipien (Staatsverfassung) vertrat, 

diese jedoch in eigenem Interesse (Machtmonopol) interpretierte. 

o Welche Umwälzungen erfuhren die Anliegen der französischen Revolution durch das 

Vorgehen Napoleons? Welche demokratischen Inhalte und Visionen prägten seine 

Vorstellung einer Gesamtherrschaft über Europa? 

o Welchen Bedrohungen sahen sich die bestehenden Königreiche durch das Vorgehen 

des französischen Kaisers ausgesetzt? 

▪ Mit dem Wiener Kongress 1815 erfolgte eine Neuordnung Europas mit 

autokratischen und restaurativen Tendenzen, die den vorausgegangenen 

Demokratiebemühungen entgegengesetzt waren. Der Adel und die Kirche 

verstärkten wieder ihren Einfluss auf die gesellschaftliche Konstitution. 

o Worin zeigte sich diese Abschwächung der demokratischen Errungenschaften? 

o Welche Reaktionen und Gegenbewegungen löste der Wiener Kongress aus? Wie 

begründeten sich diese? 

 

Industrialisierung, Kritik der politischen Ökonomie, Arbeiterbewegung,  

Das Zeitalter der Industrialisierung löste wirtschaftliche, soziale, politische und 

demographische Umwälzungen aus. Die Verarmung auf dem Land führte zur 

Stadtflucht und zur Bildung eines städtischen Proletariats. Die Industrialisierung 

brachte mit ihrem Interesse an und der Sicherung von Rohstoffen den Kolonialismus  

und dadurch - wenn auch weniger politisch, sondern wirtschaftlich motiviert - 

Unterdrückung in die einheimische Bevölkerung und diejenige der kolonialisierten 

Länder mit. Ausbeutung und Unterdrückung der Schwächsten in einer Gesellschaft 

drängten demokratische Anliegen erneut in den Hintergrund. 

Dies führte zuerst in England zu neuen politischen Forderungen (u.a. Bakunin: 

Anarchismus, Marx & Engels: Kommunismus, Sozialismus) und zu 

Arbeiterrevolutionen (Streiks, Demonstrationen). Letztere verlangten neue, bessere 

Lebens- und Arbeitsbedingungen. Auf dem europäischen Festland kamen diese 

Forderungen aufgrund politischer Konsolidierungsprozesse (z.B. Aufstieg Preussens, 

deutsch-französischer Krieg) erst später zum Tragen. 

o Welche Forderungen des Kommunismus, Sozialismus und der Arbeiterbewegung 

basieren auf demokratischen Ideen.? 

o Welche Auswirkungen hatten diese Forderungen auf politischer, wirtschaftlicher und 

sozialer Ebene? 

 

Neue Bewegungen der Demokratisierung  

▪ In Europa kam es zu unterschiedlichen neuen Bewegungen der Demokratisierung.  

In der Schweiz wurden nach 1830 in vielen Kantonen die Kantonsverfassungen 

revidiert. 1848 wurde die erste Bundesverfassung (siehe auch Datei 99 Gesetzliche 

Grundlagen) verabschiedet. Sie enthält bereits Formulierungen, die 100 Jahre später 

auch in den Menschenrechtskonventionen an zusätzlicher Bedeutung gewannen. 
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Diese Bundesverfassung wurde 1965 total revidiert. 1995 legte der Bundesrat einen 

neuen Entwurf vor, der 1999 vom Volk und von den Ständen angenommen wurde. 

Im Verlaufe der letzten beiden Jahrhunderte wurde die Demokratie zur 

dominierenden Staatsform. Im Jahr 2000 hatten weltweit 114 von 191 Staaten 

demokratische Wahlen eingeführt. Im 21. Jahrhundert erfasst eine weitere 

Demokratisierungswelle der Welt, vor allem in arabischen, vom Islam geprägten 

Staaten. Heutige Scheindemokratien (z.B. Russland, Ungarn), die auch als gelenkte 

Demokratien bezeichnet werden, zeigen aber auch auf, dass die Idee der Demokratie 

gefährdet ist.  

Die Demokratie als Staatsform muss stets überprüft und optimiert werden. Noch gibt 

es kein Land, dass alle demokratischen Werte gesetzlich verankert hat und umsetzt.  

o Welche unterschiedlichen Formen von Demokratie als Staatsform entstanden, 

welches sind deren zentralen Elemente? 

o Welche Formen von Scheindemokratien sind entstanden? Welche Gefahren bringen 

sie mit? 

  (siehe auch Datei 33) 

 

2. Kennzeichen und Merkmale der Demokratie als Staatsform: Was ist gemeint mit 

Demokratie? 

In allen demokratischen Verfassungen, die auf der Basis der Aufklärung entstanden 

sind, wird differenziert zwischen den Grundrechten (Menschenrechten), die jedem 

Individuum zustehen und den Bürgerrechten (staatsbürgerliche Rechte, politische 

Rechte), die allen Staatsbürger und Staatsbürgerinnen, zustehen: 

▪ Das Wahlregime 

o Aktives und passives Wahlrecht 

o Recht, um Wählerstimmung und Unterstützung zu konkurrieren 

o Faire und freie Wahlen 

o Institutionen, welche die Regierungspolitik von Wählerstimmen und anderen 

Ausdrucksformen der Bürgerpräferenzen abhängig machen 

▪ Die Politische Freiheiten 

o Informations-, Organisations- und Koalitionsfreiheit 

o Recht auf freie Meinungsäusserung 

▪ Die Bürgerlichen Rechte 

o Grundrechte / Menschenrechte 

o Rechtsstaatlichkeit 

o Bürgerliche Freiheit und Schutzrechte 

▪ Die Horizontale Verantwortlichkeit 

o Gewaltenteilung (Legislative, Exekutive, Judikative) 

o Wechselseitige Gewaltenkontrolle 

▪ Die Effektive Regierungsgewalt 

o Regierung durch die tatsächlich gewählten Repräsentanten 

o Berücksichtigung der Einbettung der Staatsform in das Umfeld (sozioökonomischer 

Kontext, Zivilgesellschaft, internationale Integration 

 

3. Institutionalisierung und Verankerung 

Die Anliegen der Demokratie als Staatsform sind in den jeweiligen Verfassungen 

verankert und geregelt. Die Bundesverfassungen in den demokratischen Staaten 

richten sich nach der gewählten Form der Demokratie. 
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Heute wird zwischen den folgenden drei Formen von Demokratie differenziert. Die 

Formen unterscheiden sich je nach Ausrichtung (z.B. Mehrheitsdemokratien oder 

Konkordanzdemokratien). Nebst diesen drei Formen existieren noch weitere Formen 

oder Mischformen oder auch sogenannte Scheindemokratien, z.B. die gelenkte 

Demokratie. 

(siehe auch https://de.wikipedia.org/wiki/Demokratie) 

 

Direkte Demokratie (z.B. Schweiz) 

In der Direkten Demokratie liegt die gesamte Macht unmittelbar und unlösbar beim 

Volk. Das oberste Gremium, der Bundesrat ist zur Konkordanz (Konsensdemokratie) 

verpflichtet.  

In der Schweiz sind auf Bundesebene drei Elemente der direkten Demokratie 

institutionalisiert: 

▪ Obligatorisches Verfassungsreferendum 

Eine Änderung der Verfassung oder Teile daraus muss, da diese der grundlegende 

Gesellschaftsvertrag darstellt, dem Volk zur Abstimmung vorgelegt werden. 

▪ Fakultatives Referendum (50'000 Unterschriften in 100 Tagen) 

Gewisse Parlamentsentscheide können einer Volksabstimmung zugeführt werden, 

wenn sich Interessengruppen finden, die in 100 Tagen nach der Veröffentlichung 

eines vom Parlament verabschiedeten Beschlusses die nötigen Unterschriften 

zusammenbringen. 

▪ Volksinitiative (100'000 Unterschriften in 18 Monaten) 

Stimmberechtigte können ein Anliegen in die parlamentarische Diskussion 

einbringen, indem sie ihre Forderung in der Form eines Verfassungsartikels (oder als 

Änderung eines bestehenden) und einen Initiativtext dazu formulieren. Dieser wird 

auf die Verfassungsmässigkeit geprüft, anschliessend können die Initianten mit der 

Sammlung von 100'000 Unterschriften beginnen. Die Einreichung der beglaubigten 

Unterschriften hat die Bearbeitung des Anliegens als möglichen Verfassungsartikel 

durch die Regierung zur Folge, die das Geschäft mit dem Kommentar («Botschaft») 

als Vorschlag dem Parlament vorlegt. Allenfalls entscheidet sich die Regierung, den 

Vorschlag durch einen Gegenvorschlag begleiten zu lassen. Parlament und Volk 

stimmen dann über beide ab. 

 

Auf Kantonsebene gelten die gleichen drei Elemente. Die geforderte Anzahl Unterschriften 

ist dabei je nach Grösse des Kantons verschieden, z.B. Kanton ZH:  

o Kantonales Referendum: 3000 Unterschriften in 60 Tagen 

o Kantonale Volksinitiative: 6000 Unterschriften in 6 Monaten 

 

In der schweizerischen Bundesverfassung heisst es unter 

▪ Allg. Bestimmungen Art.2 

Die Schweizerische Eidgenossenschaft schützt die Freiheit und die Rechte des 

Volkes und wahrt die Unabhängigkeit und die Sicherheit des Landes. 
2 Sie fördert die gemeinsame Wohlfahrt, die nachhaltige Entwicklung, den inneren 

Zusammenhalt und die kulturelle Vielfalt des Landes. 
3 Sie sorgt für eine möglichst grosse Chancengleichheit unter den Bürgerinnen und 

Bürgern. 
4 Sie setzt sich ein für die dauerhafte Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen 

und für eine friedliche und gerechte internationale Ordnung. 
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▪ Allg. Bestimmungen Art.3 

Die Kantone sind souverän, soweit ihre Souveränität nicht durch die Bundes-

verfassung beschränkt ist; sie üben alle Rechte aus, die nicht dem Bund übertragen 

sind. (z.B. Kantonale Wahlen, Abstimmungen, Initiativen und Petitionen) 

Auf Kantonsebene sind auch Landsgemeinden2 und auf Gemeindeebene 

Gemeindeversammlungen Formen der direkten Demokratie. 

 

Repräsentative, parlamentarische Demokratie (Grossbritannien, Deutschland) 

In der repräsentativen Demokratie sind die Repräsentanten im Parlament für eine 

begrenzte Zeit zur Machtausübung autorisiert. Nach Ablauf dieser Periode muss über 

die Zusammensetzung neu entschieden werden. Diese Periode beträgt je nach Staat 

4-8 Jahre. Bei Wahlen geht die Staatsgewalt insofern vom Volk aus, als dieses die 

Repräsentanten wählt (Personen, Parteien), die die politischen Entscheidungen für 

die Zeit der nächsten Wahlperiode treffen. Beim reinen Verhältniswahlrecht können 

die Wählenden eine Partei benennen, die ihren politischen Vorstellungen am 

nächsten kommt. Im Parlament sind die Parteien dann mit der Stärke vertreten, die 

ihrem Stimmanteil entspricht. Beim reinen Mehrheitswahlrecht zieht aus jedem 

Wahlkreis diejenige Bewerberin bzw. derjenige Bewerber ins Parlament ein, die oder 

der dort die meisten Stimmen auf sich vereint. Auch verschiedene Mischformen 

kommen vor. 

 

Präsidiale Demokratie (z.B. Frankreich, USA) 

Der Präsident wird für eine Amtszeit von 4-5 Jahren vom Volk gewählt. Er ist zumeist 

auch Staatsoberhaupt. Er ernennt die Regierung. Das Parlament wird nicht 

gleichzeitig gewählt. Dadurch besteht eine ungleiche Dauer oder Überschneidungen 

der Amtszeit. Der Präsident kann das Parlament nicht auflösen. 

 

 

Wissen über Menschenrechte 

Die Entwicklung des internationalen Menschenrechtsschutzsystems ist eine der 

grössten Errungenschaften des zwanzigsten Jahrhunderts. Bis heute sind jedoch in 

keinem Staat, der die Menschenrechtskonvention unterzeichnet hat, die 

Menschenrechte vollumfänglich umgesetzt. Täglich werden Menschenrechte verletzt.  

Damit man sich für die Einhaltung und Umsetzung der Menschenrechte nachhaltig 

engagieren kann, muss man wissen, woher die Menschenrechte kommen, was 

Menschenrechte sind, wie sie institutionalisiert und verankert sind, wen sie schützen, 

wen sie verpflichten und wie sie durchgesetzt werden. 

 

 

 

 
2 Eine besonders weitreichende Form der direkten Demokratie findet jährlich am ersten Sonntag im Mai im 

Kanton Glarus, in der Kantonshauptstadt Glarus auf dem Zaunplatz statt: An der Glarner Landsgemeinde dürfen 

alle stimm- und wahlberechtigten Bürgerinnen und Bürger ab dem 16. Altersjahr teilnehmen und sich zu den 

einzelnen kantonalen Vorlagen zu Wort melden.  
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1. Herkunft, Entstehung und Entwicklung: Woher kommen die Menschenrechte?3 

Die Menschenrechte sind aufgrund ihrer Idee, Begründung und Entwicklung – 

vereinfacht gesagt – ein Kind der europäischen Aufklärung. Damit will weder gesagt 

sein, dass sich ihr Ursprung nur in dieser Epoche findet, noch dass allein die 

Aufklärung zu den heutigen Menschenrechten die Grundlage bietet. Denn ein Kind 

hat meistens nicht nur Eltern, sondern auch Gross-, Ur-, Ururgrosseltern.  

Während der Aufklärung realisierten die Menschen, dass Menschen vernunftbegabte 

und freie Wesen sind, ausgestattet mit Rechten und der Würde des Menschen. Diese 

Auffassung war fester Bestandteil der amerikanischen Unabhängigkeitserklärung von 

1776 und der französischen Erklärung der Rechte des Menschen und des Bürgers 

von 1789. Menschenrechten kam die Aufgabe zu, die Menschenwürde zu schützen 

und zu fördern. Beiden genannten Erklärungen war jedoch gemeinsam, dass sie sich 

noch nicht (wie später die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte von 1948) an 

alle Menschen richteten, sondern dass diese proklamierten Rechte nur bestimmten 

«privilegierten» Gruppen zu Gute kam (z. B. „alle Menschen“ in den amerikanischen 

Deklarationen aus jener Zeit meinte weder die indianische Urbevölkerung noch die 

Sklaven und in vielen Situationen auch nicht die Frauen).  

Ein Blick zu den „Ur-Urgrosseltern“ der Menschenrechte zeigt, dass die Anfänge der 

Menschenrechte nicht allein in Verträgen oder bei den Vereinten Nationen liegen. 

Schon immer in der Geschichte der Menschheit haben Gesellschaften Systeme von 

Recht und Ordnung entwickelt, die das Wohlergehen der Gesellschaft als Ganzes im 

Blick hatten, zum Beispiel:  

▪ Das Gesetz des Hammurabi in Babylonien (Irak, ca. 2000 v.Chr.) war das erste 

schriftlich niedergelegte Gesetzbuch, eingeführt vom König Babylons. Es gelobte,  

„im Königreich Gerechtigkeit walten zu lassen, die Bösen und Gewalttätigen zu 

vernichten, die Starken von der Unterdrückung der Schwachen abzuhalten ... das 

Land zu erleuchten und das Gute im Volk zu fördern.“ 

 

• Ein Pharao im Alten Äypten (ca. 2000 v.Chr.) gab folgende Anweisung an 

Untergebene:  

„Wenn ein Bittsteller aus Ober- oder Unterägypten kommt ... dann soll nach dem 

Gesetz alles getan werden, dass nach gutem Brauch das Recht jedes Menschen 

geachtet wird.“ 

 

• Die Charta von Cyrus (Iran, ca. 570 v.Chr.) wurde vom König Persiens für sein Volk 

aufgestellt und garantierte das «Recht auf Freiheit, Sicherheit, Freizügigkeit und 

einige soziale und wirtschaftliche Rechte».  

 

▪ Der Bezug auf Gerechtigkeit, Fairness und Menschlichkeit ist allen Weltreligionen 

gemein: Buddhismus, Christentum, Judentum, Konfuzianismus und Islam.4 Z.B.:  

„Auf drei Säulen ruht die Welt: Wahrheit, Recht und Frieden.“ Talmud 

 
3 Vgl. dazu www.compasito-zmrb.ch und Kirchschläger P., Kirchschläger T. (2008). Leitfaden 

Menschenrechtsbildung an der PH(Z) Luzern (im Anhang). S. 5f.  
4 Vgl. dazu Kirchschläger P., Kirchschläger T. (2009). Menschenrechte und Religionen. Band V der IHRF Reihe. 

Stämpfli Verlag mit diversen Beiträgen zu diesem Thema. Vertieft und detailliert auch Kirchschläger P. (2016). 

Menschenrechte und Religionen. F. Schoeningh.  

http://www.compasito-zmrb.ch/
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Doch formale Prinzipien unterscheiden sich normalerweise von der allgemein 

üblichen Praxis. Bis zum achtzehnten Jahrhundert verfügte keine Gesellschaft, 

Zivilisation oder Kultur dieser Erde über eine auf breiter Ebene akzeptierte Praxis 

oder Vision unveräusserlicher Menschenrechte. Dokumente, die individuelle Rechte 

gewährleisteten, wie zum Beispiel die Magna Charta (1215)5, die englische Bill of 

Rights (1689)6, die französische Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte (1789) 

oder die US-amerikanische Verfassung und Bill of Rights (1791), waren zwar 

schriftliche Vorläufer zahlreicher Menschenrechtsinstrumente von heute. Doch viele 

dieser wichtigen Meilensteine schlossen Frauen, Minderheiten oder Mitglieder 

bestimmter sozialer, religiöser, wirtschaftlicher und politischer Gruppen aus. In 

keinem davon findet sich das grundlegende Konzept wieder, dass alle Menschen nur 

durch ihr Menschsein und ihrer Würde über bestimmte Rechte verfügen.7 

 

Weitere zentrale rechtliche historische Vorläufer der Menschenrechte waren die 

Bestrebungen zum Verbot des Sklavenhandels und zur Eindämmung der Schrecken 

des Krieges im neunzehnten Jahrhundert. Beispielsweise legten die Genfer 

Konventionen Grundlagen für das Humanitäre Völkerrecht, die die Art der 

Kriegführung und den Schutz des Einzelnen in bewaffneten Konflikten betreffen. Sie 

schützen insbesondere Menschen, die nicht an Kampfhandlungen beteiligt sind, und 

solche, die nicht mehr kämpfen können (z.B. verwundete, kranke und schiffbrüchige 

Truppenangehörige, Kriegsgefangene). Der Schutz bestimmter gefährdeter Gruppen 

wurde am Ende des Ersten Weltkriegs auch durch den Völkerbund thematisiert.  

Auch die Internationale Arbeitsorganisation (ILO, ursprünglich ein Organ des 

Völkerbundes und heute eine Organisation der Vereinten Nationen) hat zahlreiche 

wichtige Übereinkommen auf den Weg gebracht und damit Standards für den Schutz 

der Rechte arbeitender Menschen gesetzt, so zum Beispiel das Übereinkommen 

über das Mindestalter in gewerblichen Betrieben (1919), das Übereinkommen über 

Zwangs- und Pflichtarbeit (1930) und das Übereinkommen über die Verkürzung der 

Arbeitszeit auf vierzig Stunden wöchentlich (1935). Für die historische Entwicklung 

des internationalen Menschenrechtsschutzsystems sind diese Dokumente wichtige 

Vorläufer.  

 

  

 
5 1215 erhoben sich englische Adlige und Angehörige des Klerus gegen den Machtmissbrauch König Johns I. 

und zwangen mit der großen Freiheitscharta (der Magna Charta) den König zu dem Versprechen, das Gesetz zu 

achten. Zwar hielt sich der König nicht daran, doch wurde die Magna Charta ein immer wieder zitiertes Dokument 

für die Verteidigung von Freiheiten. Sie zählt eine Reihe von Rechten auf wie das Recht aller freien Bürger, 

Eigentum zu besitzen und zu vererben, frei von unangemessenen Steuern. Sie etablierte die Grundsätze des 

fairen Gerichtsverfahrens und der Gleichheit vor dem Gesetz. 
6 Als König James II. das Gesetz missachtete, wurde er 1688 von seinen Untertanen gestürzt. 1689 

verabschiedete das Parlament ein Gesetz mit der Erklärung, dass es keine weitere Einmischung des Königs in 

seine Angelegenheiten dulden werde. Dieses Gesetz, das als „Bill of Rights“ bekannt wurde, verbot dem 

Monarchen, Gesetze ohne Zustimmung des Parlaments außer Kraft zu setzen, setzte freie Wahlen für 

Parlamentsabgeordnete an und proklamierte die Redefreiheit im Parlament, die weder vor Gericht noch sonst wo 

in Frage gestellt werden durfte. 
7 www.compasito-zmrb.ch und umfassend: Fritzsche K.-P. (2016). Menschenrechte. F. Schöningh. 

http://www.compasito-zmrb.ch/
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2. Kennzeichen der Menschenrechte: Was sind Menschenrechte? 

Menschenrechte als juristische Dimension sind die durch das internationale Recht 

garantierten Rechtsansprüche von Personen gegen den Staat oder staatsähnliche 

Gebilde, die dem Schutz grundlegender Aspekte der menschlichen Person und ihrer 

Würde in Friedenszeiten und im Krieg dienen.8  

Die Menschenrechte gründen auf der Erkenntnis der Menschheit (gemeint sind damit 

die Staaten der Welt), dass die Menschenrechte als entsprechende Garantien auf 

Grund der negativen historischen Erfahrungen (z.B. erster und zweiter Weltkrieg) 

notwendig sind, um die Würde des Menschen und die fundamentalen Aspekte der 

menschlichen Existenz zu schützen. Es reicht aber nicht aus, die Menschenrechte 

nur als einen politischen Kompromiss zu verstehen. Das kann man an zwei Punkten 

verdeutlichen: 

1) Menschen haben einen Anspruch auf Menschenrechte, auch wenn in ihrem Staat 

die Menschenrechte nicht geachtet werden; gerade dann sind sie so zu verstehen, 

dass die Menschen eine «Recht» auf Menschenrechte haben.9 

2) Es gibt kulturell und religiös unterschiedliche Auslegungen der Menschenrechte, 

die oft mit einer gravierenden Einschränkung ihres Gehaltes einhergehen (z. B. die 

Stellung der Frau in einigen religiösen Traditionen, der Vorrang von 

Gemeinschaftspflichten gegenüber individuellen Rechten, ...). In beiden Fällen könnte 

man die Menschenrechte nicht einfordern oder uneingeschränkt einfordern, wenn es 

keine von staatlichen Entscheidungen unabhängige Begründung gäbe. Eine solche 

Begründung kann nur eine moralische sein, weil sie eine sein muss, die alle 

Menschen in der gleichen Weise überzeugen kann, d. h. es muss eine universelle 

Moral sein, aus der heraus gefordert werden kann, dass alle Menschen gleiche 

Rechte haben. Menschenrechte sind also komplexe Rechte; sie haben einmal eine 

moralische Dimension und sind insofern vorstaatliche, «moralisch begründbare 

Rechte», zum anderen haben sie erst als politisch gesatzte, juridische Rechte ihre 

volle Bedeutung.10  

 

In der Literatur werden folgenden 11 Merkmalen aufgeführt, die versuchen zu 

kennzeichnen, was Menschenrechte ausmachen. Menschenrechte sind11:  

• angeboren und unverlierbar 

• vorstaatlich/überstaatlich 

• individuell 

• egalitär 

• moralisch 

• rechtlich 

• politisch 

• universell 

• fundamental 

 
8 Kälin W. (2005). Das Bild der Menschenrechte. Lars Müller. S. 7.  
9 Vgl. Arendt H. (1995). Elemente und Ursprünge totaler Herrschaft. München. S. 614; dazu auch: Arendt H. 

(1949). Es gibt nur ein Menschenrecht, in: Sternberger D. (Hg., 1949). Die Wandlung. Jg. IV. Heidelberg. S. 754-

770.  
10 Vgl. Kirchschläger P. (2007). Brauchen Menschenrechte eine (moralische) Begründung? in: Kirchschläger P./ 

Kirchschläger T. et al. (Hg., 2007). Menschenrechte und Kinder. IHRF Reiche Band IV. Stämpfli 2007. S. 55-63. 
11 Dazu ausführlich und in guter Übersichtlichkeit: Fritzsche K.-P. (2018). Menschenrechte. F. Schöningh. S. 18. 
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• unteilbar und interdependent 

• kritisch 

 

Menschenrechte sind besondere Rechte. Sie sind „anders“ als was allgemein unter 

„Rechten“ verstanden wird. Die Autoren und Autorinnen von compasito formulieren 

zu den Merkmalen der Menschenrechte als Vereinfachung Folgendes12:  

 

▪ „Menschenrechte sind universell: Sie gelten jederzeit für alle Menschen 

gleichermassen überall auf der Welt. Menschenrechte haben Menschen nicht als 

Bürger und Bürgerinnen irgendeines Landes, sondern als Mitglied der menschlichen 

Gemeinschaft. Menschenrechte gelten für Kinder ebenso wie für Erwachsene. 

▪ Menschenrechte sind unveräusserlich: Kein Mensch kann diese Rechte verlieren, 

genauso wenig wie ein Mensch aufhören kann, Mensch zu sein. 

▪ Menschenrechte sind unteilbar: Niemand kann ein Recht abschaffen, weil es „nicht 

so wichtig“ oder „verzichtbar“ ist. 

▪ Menschenrechte bedingen einander: Die Menschenrechte ergänzen einander zu 

einem Ganzen. So steht zum Beispiel die Fähigkeit des Einzelnen, sich an lokalen 

Entscheidungsprozessen zu beteiligen, in direktem Bezug zum Recht auf freie 

Meinungsäusserung, zur Versammlungsfreiheit, zum Recht auf Bildung und sogar 

zum Recht auf eine gesicherte Existenz. 

▪ In den Menschenrechten spiegeln sich die Grundbedürfnisse des Menschen. 

Durch sie werden elementare Standards gesetzt, ohne die ein Mensch nicht in Würde 

leben kann. Menschenrechte werden verletzt, wenn Menschen so behandelt werden, 

als wären sie keine Menschen. Für die Menschenrechte einzutreten bedeutet, die 

Achtung der Menschenwürde aller Menschen zu fordern. 

▪ Mit der Inanspruchnahme dieser Menschenrechte übernehmen wir alle auch eine 

Verantwortung, nämlich die Rechte anderer zu achten und Menschen, deren Rechte 

verletzt oder denen sie verweigert werden, zu schützen und zu unterstützen. Die 

Übernahme dieser Verpflichtung ist eine Solidaritätserklärung mit allen anderen 

Menschen.“ 

 

3. Institutionalisierung und Verankerung 

Die Frage, wo die Menschenrechte verankert sind, ist die Frage nach den Quellen, 

den sogenannten Rechtsquellen der Menschenrechte. Grundsätzlich finden sich die 

Menschenrechte in Verträgen, die einzelne Staaten aufgrund des in der Allgemeinen 

Erklärung der Menschenrechte von 1948 definierten Programms gemeinsam 

vereinbart und abgeschlossen haben. Solche Verträge nennt man Menschenrechts-

verträge oder Menschenrechtskonventionen. Menschenrechte sind weiter im 

Gewohnheitsrecht und in den nationalen Verfassungen verankert. Nach der 

Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte von 1948 erschwerte der Kalte Krieg die 

Bemühungen im Bereich der Menschenrechte. Erst 1966 konnten sich die Staaten 

auf den Internationalen Pakt über die wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 

Rechte (UNO-Pakt I) und auf den Internationalen Pakt über die bürgerlichen und 

politischen Rechte (UNO-Pakt II) einigen. Neben diesen faktisch alle 

 
12 Vgl. Compasito, Link (zuletzt besucht am 25.9.2019): https://www.compasito-

zmrb.ch/compasito/grundlagen/menschenrechte/index.html#c9157.  

https://www.compasito-zmrb.ch/compasito/grundlagen/menschenrechte/index.html#c9157
https://www.compasito-zmrb.ch/compasito/grundlagen/menschenrechte/index.html#c9157
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Menschenrechte umfassenden Verträgen regeln andere Menschenrechtsverträge 

einzelne Rechte im Detail bzw. besondere Rechte für bestimmte Menschengruppen 

und Kategorien:  

▪ UNO-Konvention gegen Rassendiskriminierung von 1965 

▪ UNO-Konvention gegen die Diskriminierung der Frauen 1979 

▪ UNO-Konvention gegen die Folter von 1984 

▪ UNO-Kinderrechtskonvention von 1989 

▪ UNO-Konvention über die Rechte von Wanderarbeitnehmern u. ihren Familien von 

1990 

▪ UNO-Konvention zum Schutze der Rechte von Menschen mit Behinderungen 2006 

 

Unterstützten 1989 erst etwa die Hälfte der Staaten die beiden Pakte von 1966, gab 

es nach dem Fall der Berliner Mauer und dem Ende des Kalten Krieges eine Wende 

für die Menschenrechtsverträge. Für zwei Drittel aller Länder sind die meisten 

Konventionen heute rechtlich verbindlich, und faktisch alle Staaten weltweit haben 

eine oder mehrere Menschenrechtskonventionen ratifiziert.  

Besonders wichtig sind die regionalen Menschenrechtsverträge. 1950 wurde in 

Europa ein umfassendes und verbindliches Menschenrechtsinstrument geschaffen: 

die Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK). Alle Mitglieder des 

Europarates müssen die EMRK unterzeichnen und ratifizieren. Auch in anderen 

Kontinenten war man aktiv.  

In Lateinamerika gilt die Amerikanische Menschenrechtskonvention von 1969 für 

eine grosse Anzahl der Länder, und in Afrika traten fast alle Staaten der 

Afrikanischen Charta der Rechte der Menschen und Völker von 1981 bei. Dazu 

kommen weitere regionale Initiativen, die für die einzelnen Regionen der Welt 

spezifische Rechte besonders schützen.13  

Was passiert mit Staaten, die keine Menschenrechtsverträge ratifizieren und keine 

Menschenrechte in der nationalen Verfassung garantieren? Sind sie an die 

Menschenrechte gebunden? Antwort ist ja, soweit die Menschenrechte 

gewohnheitsrechtlich gelten. Gewohnheitsrecht ist eine auf der Rechtsüberzeugung 

der Staaten beruhende konstante Rechtspraxis. Das sog. Gewohnheitsrecht 

entsteht, wenn sich mehrere Staaten über einen längeren Zeitraum an eine 

bestimmte Regel halten, und ihr einheitliches Verhalten auf der Überzeugung beruht, 

dass es rechtlich geboten sei. Zu den elementarsten Menschenrechten, die so 

garantiert sind, gehören z. B. das Verbot von Genozid, von Sklaverei, von Ermordung 

oder von Verschwindenlassen von Menschen, das Verbot der Folter. Die Bedeutung 

des Gewohnheitsrechts hat heute stark abgenommen, da viele Staaten die 

Menschenrechtsverträge unterzeichnet und ratifiziert haben.  

Die Grundrechte der einzelnen nationalen Verfassungen stellen eine weitere Quelle 

der Menschenrechte dar.14  

(siehe auch Datei 99 Gesetzliche Grundlagen) 

 
13 Vgl. z. B. die Interamerikanische Konvention zur Verhütung und Bestrafung von Folter 1985 und das 

Europäische Übereinkommen zur Verhütung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung 

oder Strafe 1987.  
14 Vgl. dazu z. B. den Grundrechtskatalog am Anfang der Schweizerischen Bundesverfassung (SR 101, 1999). 
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4. Was schützen die Menschenrechte? 

Die Menschenrechte können in drei Generationen unterteilt werden: Die erste 

Generation der bürgerlichen und politischen Rechte garantiert jedem Einzelnen eine 

Sphäre frei von staatlichen Eingriffen. Im Kern schützen diese Rechte das Individuum 

als solches, so z. B. das Recht auf Leben, das Recht, keiner Folter unterworfen zu 

werden, oder das Verbot jeglicher Diskriminierung und in Gerichtsprozessen das 

Recht auf ein faires Verfahren. Doch umfasst diese Generation insbesondere auch 

jene Freiheitsrechte, die jedem Individuum die freie Entfaltung der eigenen wie 

gemeinschaftlichen Aktivitäten wie die Meinungs- und Versammlungsfreiheit oder die 

Religionsfreiheit zusprechen. Sie garantieren die politische Rechte, wie z.B. das 

Recht zu wählen und das Recht gewählt zu werden. Die zweite Generation der 

wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte hat programmatischen, d. h. 

richtungsweisenden Charakter. Sie sollen Ansprüche auf bestimmte wirtschaftliche, 

soziale und kulturelle Leistungen vom Staat garantieren: z. B. das Recht auf Arbeit, 

das Recht auf soziale Sicherheit, das Recht auf Gesundheit, das Recht auf Bildung.15 

Der Staat ist verpflichtet, einen diskriminierungsfreien Zugang zu den einzelnen 

Rechten (Arbeit, Nahrung, medizinische Versorgung, Bildung und Kultur ) zu 

ermöglichen. Die dritte Generation der kollektiven Rechte umfasst Solidaritäts- und 

Gruppenrechte und ist für die Bevölkerung in ihrer Gesamtheit bestimmt: z. B. das 

Recht auf eine gesunde Umwelt und Klima, das Recht auf Entwicklung und das 

Recht auf Frieden. Ziel dieser Rechte ist es insbesondere, den Minderheiten einen 

spezifischen rechtlichen Schutz anzuerkennen. Auch sie haben einen programma-

tischen Ansatz. Ihre Konzeption erfolgte in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts. 

Als Kollektivrechte sind sie bisher, mit Ausnahme der Afrikanischen Charta der 

Rechte der Menschen und Völker von 1981, noch nicht Inhalt der 

Menschenrechtsverträge geworden. Einerseits, weil die Fragen «Wer ist verpflich-

tet?» und «Wer ist berechtigt?» noch nicht geklärt sind. Andererseits opponieren die 

Industriestaaten gegen eine zu starke Ausgestaltung dieser Rechte. Ähnliches 

geschieht in der aktuellen Klimadiskussion.  

 

Eine Alternative lautet, die Menschenrechte in drei Kategorien einzuteilen: 

1. negative Freiheitsrechte (status negativus), 2. positive Teilnahmerechte (status 

avtivus), 3. soziale Teilhaberechte (status positivus).16 

 
15 C. Lohrenscheit sieht das Recht auf Bildung als «empowerment right»: «It is a right in its own and also a tool for 

claiming one’s own rights as well as – in solidarity – the rights of others» (C. Lohrenscheit, A Human Rights 

Based Approach to Education, in: P. G. Kirchschläger/T. Kirchschläger et al. (Hg., 2006), Menschenrechte und 

Bildung, IHRF Reihe Band III, Stämpfli 2006, S. 147.   
16 G. Lohmann unterlässt es, die in der Menschenrechtsdiskussion vor einiger Zeit aufgenommenen «kollektiven 

Schutzrechte und kollektive Selbstbestimmungsrechte» – im Rahmen der historischen Differenzierung von drei 

Generationen von Menschenrechten durch K. Vasak (vgl. Vasak K. (1972). Le droit international des droits de 

l’homme. In: Revue de Droits de l’Homme. Heft V/1 (1972) S. 503–534) – in seine Systematik der 

Menschenrechte aufzunehmen. Dies tut Lohmann, da die Rede von «kollektiven» Menschenrechten begrifflich 

nicht konsistent ist, und deren Anspruch nicht wie bei individuellen Rechten begründet werden kann. Kollektive 

als Rechtsträger können nur partikular, unter bestimmten einschränkenden Bedingungen, begründet werden. 

Zudem sind der Schutz und die Förderung z.B. von ethnischen Minderheiten zu einem grossen Teil in den 

individuellen Menschenrechten enthalten, wenn Letztere nicht verkürzt verstanden werden (vgl. G. Lohmann 
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5. Wen verpflichten Menschenrechte? 

Menschenrechte richten sich in erster Linie an den Staat. Der Staat hat das Gewalt-

monopol inne. Menschenrechte sind ein gewisses Gegenstück zum staatlichen 

Gewaltmonopol. Ziel ist es, Schranken zu setzen. Geschehen Verletzungen der 

Menschenrechte, so gelten diese als sehr ernsthafte Rechtsverletzungen und 

unterscheiden sich dadurch von Verletzungen des Straf- und Zivilrechts durch 

Private. All das bedeutet aber nicht, dass Private menschenrechtsrelevante 

Interessen anderer verletzen können, ohne dass sie zur Rechenschaft gezogen 

werden. Solche Aktionen von Privaten werden straf- und zivilrechtlich sanktioniert als 

Folge der staatlichen Schutzpflichten. Es sind nämlich die Menschenrechte, die den 

Staat dazu verpflichten, Opfern Schutz zu gewähren und mit rechtlichen Werkzeugen 

und mit Polizeigewalt gegen private Übergriffe einzuschreiten. Menschenrechte 

wirken so «indirekt» auf Privatpersonen und deren Handeln.  

Die Frage, ob Menschenrechte auch Privatpersonen oder nicht-staatliche Akteure 

(«Nonstate Actors») direkt binden, stellt sich bei sogenannten «schwachen» Staaten, 

bei der Frage nach der Rolle von multinationalen Unternehmen und bei Privaten, die 

staatliche Aufgaben übernehmen (z.B. bei Sicherheitsfirmen wie Securitas).17 

Das ursprüngliche Konzept der Verantwortung der Staaten für die Menschenrechte 

genügt in gewissen Umständen nicht mehr, um der Bedrohung der Menschenrechte 

durch Privatpersonen Herr zu werden. Heute ist deshalb anerkannt, dass ausnahms-

weise Private direkt aus den Menschenrechten heraus verpflichtet werden, z. B. 

wenn:  

▪ sie im Auftrag des Staates handeln (private Gefängnisse, private Spitäler, ...);  

▪ ein Staat zusammenbricht und die ehemals staatliche Macht von Privaten ausgeübt 

wird;  

▪ Private direkt aus dem Völkerrecht verpflichtet werden; 

▪ Private besonders schwere Menschenrechtsverletzungen wie Völkermord, 

Kriegsverbrechen oder Verbrechen gegen die Menschlichkeit begehen. 

Im Rahmen einer Initiative von Kofi Annan (ehemaliger UNO- Generalsekretär) 

versuchen die UNO und verschiedene Organisationen, multinationale Unternehmen 

zur Einhaltung der Menschenrechte zu bewegen. Mit den Grundsätzen von 

Selbstregulierung und Freiwilligkeit sind Unternehmen aufgerufen, sich den zehn 

Prinzipien des «UN Global Compact» (www.unglobalcompact.org) anzuschliessen 

und damit die Idee der Menschenrechte, fairer Arbeitsbedingungen und einer 

sauberen Umwelt zu fördern. Der Erfolg des UN Global Compact ist aufgrund des 

Fortbestehens von schwerwiegenden Missständen umstritten. Bisher haben sich 

über 2000 Firmen der Initiative angeschlossen.  

Trotzdem: Der Staat ist auf Grund der Konzeption der Menschenrechte verpflichtet, 

die Menschenrechte in all ihren Facetten zu schützen. Die staatliche Verpflichtung 

umfasst positiv ein Tun und negativ ein Unterlassen. In einem ersten Bereich gilt es 

 
(2004). «Kollektive» Menschenrechte zum Schutz ethnischer Minderheiten? in: T. Rentsch (Hg. 2004). 

Anthropologie, Ethik, Politik. Grundfragen der praktischen Philosophie der Gegenwart. Dresden. S. 92-108).  
17 Vgl. dazu P. G. Kirchschläger/T. Kirchschläger et al. (Hg. 2005). Menschenrechte und Wirtschaft im 
Spannungsfeld zwischen State und Nonstate Actors. IHRF Reihe Band II. Stämpfli. 
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für den Staat, ein Unterlassen von Eingriffen sicherzustellen, damit Verletzungen der 

Menschenrechte nicht geschehen können (z. B. Verzicht auf und Unterlassen von 

fragwürdigen Verhörmethoden seitens der Polizei). Auf einer zweiten Ebene obliegt 

es dem Staat sicherzustellen, dass Individuen vor Menschenrechtsverletzungen 

durch Dritte geschützt sind. Als Werkzeuge dienen dem Staat das Gesetz (z. B. 

Schutz vor Häuslicher Gewalt oder rassistischen Übergriffen) und die Polizei. Auf 

einer dritten Ebene ist der Staat dazu verpflichtet, dass die Menschenrechte in 

möglichst umfassender Art und Weise den einzelnen Menschen auch wirklich zu 

Gute kommen. Der Staat hat mit gesetzgeberischen und administrativen Mitteln dafür 

zu sorgen, dass die Menschenrechte Realität werden.  

 

6. Menschenrechte und ihre Durchsetzung  

Damit Menschenrechte Realität werden, müssen sie nicht nur deklariert und 

ausgerufen werden. Menschenrechte, ihr Erfolg und das in sie gesetzte 

Vertrauen sind vor allem davon abhängig, ob sie in einer konkreten Situation 

durchgesetzt werden können. Drei Ebenen der Durchsetzung werden 

unterschieden: Auf einer ersten Ebene sind es die einzelnen Staaten, die 

verpflichtet sind, Menschenrechte durchzusetzen. Die Mittel, die dafür angewendet 

werden, werden von den Staaten bestimmt und liegen weitgehend in deren 

Ermessen. So können die Staaten selbst entscheiden, welchen Organen sie die 

Pflicht und die Verantwortung einräumen, die Menschenrechte durchzusetzen. Zur 

Auswahl stehen dabei staatliche Gerichte, Verwaltungsbehörden, spezielle 

Menschenrechtsorgane (Ombudsstellen, Menschenrechtsinstitute und -kommis-

sionen oder sog. Wahrheitskommissionen). Im Völkerrecht haben sich folgende 

minimale Anforderungen an die Staaten entwickelt: 

▪ Individuen muss es möglich sein, sich auf die Menschenrechte berufen zu 

können. 

▪ Bei Verletzungen der Menschenrechte muss ein wirksames Rechtsmittel zur 

Verfügung stehen. 

▪ Staaten müssen Verletzungen, die beklagt werden, untersuchen und Täter*innen 

bei besonders schweren Verletzungen bestrafen (Verhinderung der entsprechen-

den Straflosigkeit). 

▪ Staaten müssen Opfer entschädigen und rehabilitieren 

▪ Die Staaten unternehmen präventive Massnahmen zur Verhinderung von 

künftigen Menschenrechtsverletzungen.  

 

Die Erfahrung zeigt, dass nationale Mechanismen nicht ausreichen, um 

Menschenrechtsverletzungen zu verhindern. Teils kann die Menschenrechtslage erst 

durch ein externes Einwirken verbessert werden. Die Möglichkeit besteht, dass ein 

Staat sich auf einer zweiten Ebene direkt an einen anderen Staat wendet, in 

dem Menschenrechtsverletzungen passieren. Den Staaten stehen u. a. folgende 

Möglichkeiten zur Verfügung: 

▪ diplomatische Massnahmen (Verhandlungen)  

▪ Zwangsmassnahmen ohne Gewaltanwendung  
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▪ Menschenrechtsdialoge (Informationsaustausch über Reformprojekte bei Justiz- und 

Polizeibehörden, Erfahrungsaustausch beim Thema Demokratie, 

Entwicklungszusammenarbeit, ...).  

 

Um eine umfassende internationale Durchsetzung zu garantieren, reicht es nicht aus, 

sich auf die Politik einzelner Staaten zu verlassen. Deshalb wurden auf einer dritten 

Ebene überstaatliche Organe geschaffen, die das Handeln und konkret die Durch-

setzung der Menschenrechte durch die einzelnen Staaten überwachen und kontrol-

lieren können. Dabei gilt, dass die internationalen Überwachungsmechanismen nur 

dann zum Zuge kommen, wenn in einem Staat die Organe nicht fähig, bereit oder 

nicht in der Lage sind, Menschenrechtsverletzungen zu beenden, zu korrigieren oder 

zu bestrafen.  

Der wichtigste Unterschied zwischen Ausschüssen und Gerichtshöfen ist, dass Ent-

scheide von Gerichtshöfen rechtlich verbindlich sind. Im Gegensatz dazu stellen 

Empfehlungen der Ausschüsse unverbindliche Anordnungen dar, deren Befolgung 

rein von der politischen Interessenslage abhängig ist.  

Bei der Ausrichtung der überstaatlichen Durchsetzungsorgane wird zwischen einer 

universellen, auf die ganze Welt ausgerichteten, und einer geografisch auf bestimmte 

Regionen beschränkten (z. B. Europa) Ausrichtung unterschieden. Im Vordergrund 

der heutigen Bemühungen stehen die Überwachungsorgane, die aufgrund von 

Menschenrechtskonventionen gebildet werden (z. B. Vertragsausschüsse, UNO-

Menschenrechtsrat, internationale Strafgerichte).  

Der Fortschritt des internationalen Menschenrechtsschutz in den vergangenen 

Jahrzehnten wäre beispielsweise ohne die Tätigkeit nichtstaatlicher Organisationen 

(NGOs) nicht möglich gewesen. NGOs spielen eine tragende Rolle bei der 

Entwicklung und der Durchsetzung von Menschenrechten. Sie berichten über die 

Situation der Menschenrechte, untersuchen behauptete Verletzungen in konkreten 

Fällen, unterstützen Betroffene und schaffen ihnen Gehör bei den zuständigen 

Organen, mobilisieren die Öffentlichkeit und machen so Druck auf Regierungen, 

informieren die UNO und unterstützen deren Arbeit. Die Grundlage für ihr Handeln 

findet sich in der Präambel der Allgemeinen Menschenrechtserklärung von 1948, die 

festhält, dass die internationale Staatengemeinschaft auf eine wachsame und aktive 

Zivilgesellschaft angewiesen ist.18 Das bedeutet auch, dass es gerade in den 

Schulen wichtig ist, die Menschenrechte und die Demokratie zu leben und zu lernen. 

Einerseits indem zum einen in der Schule vor Ort die Demokratie und die 

Menschenrechte respektiert und durchgesetzt werden und andererseits eine 

menschenrechtskonforme und demokratieoffene Kultur gepflegt wird. Weiter besteht 

in Schulen auch die Möglichkeit, sich für die Menschenrechte aktiv einzusetzen und 

darin an Kompetenzen zu gewinnen.19  

 

 

 
18 Vgl. Kirchschläger P. u. Kirchschläger T. (2007). Was sind Menschenrechte? - Schoolfolder. youngCaritas.  
19 z. B. an einem Briefmarathon, an einer Urgent Action, die Amnesty International regelmässig zur 

Unterstützung von Opfern von Menschenrechtsverletzungen lanciert, und die einen erfreulich hohen 

Wirkungsgrad aufweisen (vgl. dazu www.amnesty.ch).  

http://www.amnesty.ch/
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Und zum Schluss wieder: Demokratie und Menschenrechte ... 

Der Diskurs über die Menschenrechte und Demokratie bezieht sich auf Demo-

kratie- und Menschenrechtstheorien, die sich wiederum auf die Praxis beziehen. 

G. Lohmann formulierte dies einmal für die Menschenrechte wie folgt:  

„Die Menschenrechte sind eine soziale Konstruktion, die theoriegeleitet ist. Unter 

einer Menschenrechtspraxis werden gemeinhin Aktionen verstanden, in denen wir 

uns für den Schutz der Menschenrechte einsetzen (…) Ein faktisches soziales 

Handeln und Verhalten, in dem wir die Menschenrechte beachten, für ihren 

Schutz uns einsetzen, gegen ihre Verletzung protestieren, Aktionen organisieren 

oder Institutionen schaffen, die die Menschenrechte verwirklichen und schützen, 

bleibt dabei von theoretischen Überlegungen geleitet. Freilich, die Theorie darf 

hier nicht Selbstzweck werden, es gibt so etwas wie ein Selbstbefriedigungsverbot 

für Menschenrechtstheorie. Aber eine Praxis, die auf theoretische Überlegungen 

verzichtet, wird, wie sonst auch, blind und gerät in Gefahr, sich zu verlaufen oder 

etwas Falsches zu tun.“20  

 

Während die Menschenrechte sich eher am «Ich» orientieren, orientiert sich die 

Demokratie eher an der Gemeinschaft, am «Wir». C. Möllers formulierte es wie 

folgt: 

Der demokratische Plural, ‘wir’ kommt nicht immer leicht über die Lippen oder auf 

das Papier – das ist ein interessantes Indiz in der Beobachtung der Demokratie. 

Wann verstehen wir uns als Teil einer kollektiven Identität? Wann können wir ‘wir’ 

sagen, ohne dass es schmerzt? ‘Wir’ ist die grammatikalische Form demokra-

tischer Herrschaft, in der man konsequenterweise nicht von den ‘Politikern’ oder 

‘dem Staat’ reden kann, ohne in Abrede zu stellen, dass man in einer Demokratie 

lebt. In der Demokratie handeln nicht andere für uns, sondern wir handeln.»21 

 

Menschenrechte und Demokratie „sind also in Theorie und Praxis zu beachten, 

und zwar auch in dem Sinne, dass die Theorie auf Praxis ausgerichtet bleibt, 

sowie die Praxis theoriegeleitet sein muss“22 und müssen gemeinsam gedacht, 

gelernt und gelebt werden. Beide müssen sich auch den sich immer wieder 

verändernden Herausforderungen stellen (siehe Datei 33). Dieses wechselseitige 

Verhältnis zwischen Theorie und Praxis widerspiegelt sich auch in der 

Menschenrechtsbildung und Demokratiebildung und findet seinen Niederschlag in 

dem breiten Verständnis von Demokratie und Menschenrechte.  

(siehe Datei 34).  

 

 
20 Lohmann G (2005). Menschenrechte in Theorie und Praxis in: Kirchschläger P. u. Kirchschläger T. 

et al. (Hg. 2004). Menschenrechte und Terrorismus. IHRF Reihe Band I. Stämpfli. S. 307. 
21 Möllers, C. (2008). Demokratie – Zumutungen und Versprechen. Berlin: Wagenbach. S. 12 
22 Lohmann, G. (2005). Menschenrechte in Theorie und Praxis in: Kirchschläger P. u. Kirchschläger T. 

et al. (Hg. 2004). Menschenrechte und Terrorismus. IHRF Reihe Band I. Stämpfli. S. 308.  
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